
Aktenzeichen: 4 AZR 310/91 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

I. Arbeitsgericht Osnabrück
II. Landesarbeitsgericht Niedersachsen

Urteil vom 12. Februar 1992
- 4 AZR 310/91 -
Urteil vom 04. September 1990
- 1 Ca 329/90 E -
Urteil vom 17. April 1991- 4 (3) Sa 1779/90 E -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja Für das Bundesarchiv : Nein N

-

Entscheidungsstichwort:
Eingruppierung bei ständiger Unterstellung von Angestellten

Gesetz:
BAT 1975 §§ 22, 23, Anlage 1 a, Teil I, VergGr. I Fall­gruppe 1 b

Leitsatz:
Die "ständige Unterstellung von Angestellten" i. S. der VergGr. I b, I a und I BAT setzt voraus, daß zeitlich min­
destens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, bei denen - für 
sich genommen - dem Angestellten die erforderliche Zahl von Angestellten unterstellt ist.
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4 AZR 310/91
4 (3) Sa 1779/90 E Niedersachsen In Hanen des Volkes!
Verkündet am 12. Februar 1992 Urteil
Haust,
Amtsinspektorin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd 
liehen Verhandlung vom 12. Februar 1992 durch den Vorsitzenden 
Richter Schaub, die Richter Dr. Etzel und Schneider sowie die eh 
renamtlichen Richter Prof. Dr. Knapp und Schmalz für Recht er-
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kannt:
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Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen 
vom 17. April 1991-4 (3) Sa 1779/90 E - aufge­
hoben .
Auf die Berufung des beklagten Landes wird das 
Urteil des Arbeitsgerichts Osnabrück vom 4. Sep­
tember 1990 - 1 Ca 329/90 E - abgeändert.
Die Klage wird abgewiesen.
Der Kläger hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger hat von 1966 bis 1969 sieben Semester die Pädago­
gische Hochschule NiederSachsen, Abteilung Göttingen, besucht und 
dort am 6. Dezember 1969 die "Prüfung für das Lehramt an Volks­
schulen" bestanden. Von 1970 bis 1972 studierte er an derselben 
Hochschule die Fächer Pädagogik, Soziologie und Psychologie.

Seit 1. Mai 1972 steht der Kläger in den Diensten des be­
klagten Landes. Im schriftlichen Arbeitsvertrag vom 18. April 
1972 haben die Parteien die Anwendung des Bundes-Angestellten- 
tarifVertrages (BAT) und der diesen ergänzenden oder ändernden 
Tarifverträge auf das Arbeitsverhältnis vereinbart.

Mit Schreiben des Rektors der Universität 0 vom
1. März 1974 wurde der Kläger mit Wirkung zum 1. März 1974 mit 
der Leitung des Zentrums für pädagogische Berufspraxis und wis­
senschaftliche Weiterbildung der Universität 0
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traut. Das ZpB ist gemäß § 1 Abs. 1 der Ordnung des Zentrums für 
pädagogische Berufspraxis an der Universität 0 (Ordnung
ZpB) in Verbindung mit § 108 Abs. 1 Niedersächsisches Hochschul­
gesetz eine zentrale Einrichtung der Universität 0 . Es
hat gemäß § 3 Abs. 1 Ordnung ZpB, § 108 Abs. 1 Niedersächsisches 
Hochschulgesetz die Aufgabe, der gemeinsamen Kommission für Leh­
rerausbildung bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß § 100 Nie­
dersächsisches Hochschulgesetz zu dienen. Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 
Ordnung ZpB ist der Leiter des Zentrums für pädagogische Berufs­
praxis Vorgesetzter der Bediensteten. Im ZpB sind mindestens vier 
Angestellte mindestens der VergGr. II a BAT beschäftigt.

Mit Schreiben des Präsidenten der Universität 0 vom
24. April 1981 wurde dem Kläger zusätzlich die Leitung der zen­
tralen Studienberatungsstelle für die Hochschulregion 0 
(ZSB) übertragen. Die ZSB ist gemäß § 1 der Ordnung für die ge­
meinsame zentrale Studienberatungsstelle der Hochschulregion 0 - 

(Ordnung ZSB) als Betriebseinheit i. S. von § 102 Nieder­
sächsisches Hochschulgesetz errichtet und hat gemäß § 2 Abs. 1 
Ordnung ZSB, § 24 Niedersächsisches Hochschulgesetz die Aufgabe 
der allgemeinen Studien- und Studentenberatung. Gemäß § 4 Abs. 1 
Satz 3 Ordnung ZSB ist der Leiter der ZSB unmittelbarer Vorge­
setzter der Mitarbeiter. In der ZSB sind mindestens vier Ange­
stellte mindestens der VergGr. II a BAT beschäftigt.

Dem Kläger obliegen folgende Tätigkeiten mit den angegebenen 
Zeitanteilen an der Gesamtarbeitszeit:
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1. Leitung der ZSB für die Hochschulregion 0
(Personalplanung, Personalführung, Pla­

nung von Schwerpunktaktivitäten und Koordina­
tion der lfd. Beratungstätigkeiten, Haushalts­
planung sowie Geschäftsführung des gemeinsamen 
Ausschusses)

40 %
2. Leitung des Zentrums für pädagogische Berufs­

praxis und wiss. Weiterbildung (Grundsatzange- 
legenheiten, Personalplanung, Planung von 
Schwerpunktaktivitäten außerhalb des lfd. Ge­
schäftsbetriebes )

15 %
3. Beratung und Information über allgemeine Aus- 

bildungs- und Studienmöglichkeiten im Hoch­
schulbereich, Strukturierung und Motivations­
klärung der Berufs- und Studienwünsche, Be­
reitstellung von Entscheidungshilfen bei der 
Findung alternativer Studien- und Berufsper­
spektiven im universitären-, fachhochschul- 
und außeruniversitären Bereich

5 %
4. Studienbegleitende Beratung und Koordination 

der Fachberatung in Zusammenarbeit mit den 
Studienkommissionen in den Fachbereichen

20 %
5. Beratung und Information über hochschulische 

und außerhochschulische Fort- und Weiterbil­
dungsmöglichkeiten nach Abschluß eines ersten 
Studiums sowie studienabschließende Beratung 
in Zusammenarbeit mit dem örtlichen Arbeits­
amt, der zentralen Arbeitsvermittlung in 
Frankfurt, den Prüfungsämtern und Studienkom­
missionen, insbesondere ...
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10 %
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6. Ausbau und Betreuung des Informations- und Do­
kumentationssystems der ZSB, Erstellung von studiengangsbezogenen Merkblättern, ...
• * * .

10 %

Der Kläger erhält derzeit Vergütung nach VergGr. I a BAT.
Mit Schreiben vom 17. November 1989 hat er erfolglos seine Höher­
gruppierung in die VergGr. I BAT beantragt.

Der Kläger hat vorgetragen, mehr als die Hälfte der ihm 
übertragenen und von ihm ausgeübten Tätigkeiten erfüllten die Tä­
tigkeitsmerkmale der VergGr. I Fallgr. 1 b der Anlage 1 a zum 
BAT. Dies ergebe sich bereits aus seiner Arbeitsplatzbeschrei­
bung. Er habe eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbil­
dung. Zur Erfüllung seiner Aufgaben benötige er Kenntnisse zahl­
reicher Rechtsvorschriften, Erfahrungen im universitären Bereich 
sowie umfangreiche und detaillierte Kenntnisse des Bildungs- und 
Beschäftigungssystems. Als Leiter des Zentrums für pädagogische 
Berufspraxis und der zentralen Studienberatungsstelle seien ihm 
mindestens acht Angestellte mindestens der VergGr. II a BAT durch 
ausdrückliche Anordnung des beklagten Landes ständig unterstellt.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, daß das beklagte Land verpflichtet 
ist, dem Kläger Vergütung nach VergGr. I der An­
lage 1 a zum BAT seit dem 1. Juni 1989 zu zahlen.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es
hat die Auffassung vertreten, der Kläger übe keine einer wissen­
schaftlichen Hochschulbildung entsprechende Tätigkeit aus. Die
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Angestellten mindestens der VergGr. II a BAT seien dem Kläger 
nicht ständig unterstellt im Tarifsinne, da die hierfür erforder­
liche ausdrückliche Anordnung fehle. Im übrigen erfülle keiner 
der bei der Tätigkeit des Klägers anfallenden Arbeitsvorgänge für 
sich genommen die Anforderungen der VergGr. I BAT Fallgr. 1 b.
Die Leitung des Zentrums für pädagogische Berufspraxis und die 
Leitung der zentralen Studienberatungsstelle seien eigenständige 
Arbeitsvorgänge, wobei dem Kläger allenfalls jeweils vier Ange­
stellte mindestens der VergGr. II a BAT unterstellt seien.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des beklagten Landes zurückgewie­
sen.

Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision ver­
folgt das beklagte Land sein Klageabweisungsbegehren weiter. Der 
Kläger beantragt Zurückweisung der Revision.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung der vor­
instanzlichen Urteile und zur Klageabweisung. Das beklagte Land 
ist nicht verpflichtet, dem Kläger Vergütung nach VergGr. I BAT 
zu zahlen. Denn der Kläger erfüllt nicht das Tätigkeitsmerkmal 
der von ihm in Anspruch genommenen Fallgr. 1 b dieser Vergütungs­
gruppe. Ihm sind bei keinem der für seine Eingruppierung maßge­
benden Arbeitsvorgänge mindestens acht Angestellte der 
VergGr. II a BAT unterstellt.
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Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien findet kraft einzel­
vertraglicher Vereinbarung der BAT als Vertragsrecht Anwendung. 
Damit hängt die Entscheidung des Rechtsstreits davon ab, ob die 
Hälfte der Gesamtarbeitszeit des Klägers ausfüllende Arbeitsvor­
gänge einem Tätigkeitsmerkmal der von ihm in Anspruch genommenen 
VergGr. I BAT entsprechen (§ 22 Abs. 1, Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 1 
BAT). Dabei ist von dem von der Senatsrechtsprechung entwickelten 
Begriff des Arbeitsvorganges auszugehen, nach dem darunter eine 
unter Hinzurechnung der Zusammenhangstätigkeiten und bei Berück­
sichtigung einer sinnvollen, vernünftigen Verwaltungsübung nach 
tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbare und rechtlich selbstän­
dig zu bewertende Arbeitseinheit der zu einem bestimmten Arbeits­
ergebnis führenden Tätigkeit eines Angestellten zu verstehen ist 
(BAGE 51, 59, 65 = AP Nr. 115 zu § 22, 23 BAT 1975; BAGE 51, 282, 
287 = AP Nr. 116 zu §§ 22, 23 BAT 1975; BAGE 51, 356, 360 = AP 
Nr. 120 zu §§ 22, 23 BAT 1975).

Das Landesarbeitsgericht geht in einer Hilfserwägung ohne 
nähere Begründung von zwei Arbeitsvorgängen aus, soweit es die 
Leitung der beiden Institute ZpB und ZSB betrifft. Dies trifft im 
Ergebnis zu. Dem Kläger obliegt nach der unstreitigen Tätigkeits­
beschreibung während 40 v. H. seiner Arbeitszeit die Leitung der 
ZSB und während 15 v. H. seiner Arbeitszeit die Leitung des ZpB. 
Beide Leitungstätigkeiten sind je ein einzelner Arbeitsvorgang, 
da sie voneinander tatsächlich trennbar sind und auch die Par­
teien bestimmte Zeitanteile der Arbeitszeit des Klägers nur je 
einer Leitungstätigkeit zuordnen. Die Leitungstätigkeit für jedes 
der beiden Institute ist nicht in weitere Arbeitsvorgänge auf­
spaltbar. Arbeitsergebnis des Klägers ist jeweils die nach der
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Ordnung ZSB und der Ordnung ZpB beschriebene Leitungsaufgabe.
Alle bei der Tätigkeitsbeschreibung zu 1 (ZSB) und 2 (ZpB) aufge­
führten Einzelaufgaben sind typische Leitungsaufgaben, dienen 
damit dem Arbeitsergebnis "Leitung" und sind von diesem nicht ab­
spaltbar. Ob die weiteren Tätigkeiten des Klägers zu Ziff. 3 bis 
6 der Tätigkeitsbeschreibung den jeweiligen Leitungsaufgaben als 
Zusammenhangstätigkeiten zugeordnet werden können (Tätigkeiten zu 
3, 4 und 6 der Leitungstätigkeit zu 1, Tätigkeit zu 5 der Lei­
tungstätigkeit zu 2), kann offenbleiben, da insoweit vom Kläger 
das besondere Qualifikationsmerkmal der VergGr. I BAT "Unterstel­
lung von Angestellten der VergGr. II a" nicht behauptet wird und 
diese Tätigkeiten weniger als die Hälfte der Arbeitszeit des Klä­
gers in Anspruch nehmen.

Für die Eingruppierung des Klägers sind danach folgende Tä­
tigkeitsmerkmale des Teils I der Anlage 1 a zum BAT heranzuzie­
hen:

VergGr. II a
la) Angestellte mit abgeschlossener wissen­

schaftlicher Hochschulbildung und entspre­
chender Tätigkeit sowie sonstige Angestell­
te, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätig­
keiten ausüben.
(Hierzu Protokollnotiz Nr. 1)

VergGr. I b
lb) Angestellte mit abgeschlossener wissen­

schaftlicher Hochschulbildung und entspre­
chender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die aufgrund gleichwertiger Fähig­
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben,
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denen mindestens drei Angestellte minde­
stens der VergGr. II a durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 6)

VergGr. I a

lb) Angestellte mit abgeschlossener wissen­
schaftlicher Hochschulbildung und entspre'- 
chender Tätigkeit sowie sonstige Angestell­te, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätig­
keiten ausüben,
denen mindestens fünf Angestellte minde­
stens der VergGr. II a durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 6)

VergGr. I

lb) Angestellte mit abgeschlossener wissen­
schaftlicher Hochschulbildung und entspre­
chender Tätigkeit sowie sonstige Angestell­
te, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätig­
keiten ausüben,
denen mindestens acht Angestellte minde­
stens der VergGr. II a durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1 und 6).

Da die VergGr. I BAT Fallgr. 1 b auf den VergGr. II a, I b 
und I a BAT aufbaut, ist zunächst das Vorliegen der Merkmale der 
Ausgangsfallgruppe und alsdann das Vorliegen der weiteren quali­
fizierenden Tätigkeitsmerkmale zu überprüfen (vgl. BAG Urteil vom 
20. März 1991 - 4 AZR 471/90 - zur Veröffentlichung in der Fach­
presse vorgesehen; BAGE 51, 282, 292 = AP Nr. 116 zu §§ 22, 23 
BAT 1975). Diese Überprüfung ergibt, daß der Kläger entgegen der 
Auffassung des Landesarbeitsgerichts das Merkmal der VergGr. II a
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BAT "abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung" nicht er­
füllt.

Nach dem Klammerzusatz der Fallgr. 1 a der VergGr. II a BAT 
ist für den Begriff der abgeschlossenen wissenschaftlichen Hoch­
schulbildung die Protokollnotiz Mr. 1 zu Teil I der Anlage 1 a 
zum BAT heranzuziehen. Hiernach sind wissenschaftliche Hochschu­
len "Universitäten, technische Hochschulen sowie andere Hochschu­
len, die nach Landesrecht als wissenschaftliche Hochschulen aner­
kannt sind". Die (ehemalige) Pädagogische Hochschule Niedersach­
sen, die der Kläger besucht hat, ist keine wissenschaftliche 
Hochschule in diesem Sinne. Die nach Landesrecht als wissen­
schaftliche Hochschulen anerkannten Hochschulen ergeben sich aus 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes (vgl.
BAG Urteil vom 23. Oktober 1991 - 4 AZR 500/90 - nicht veröffent­
licht; Böhm/Spiertz/Sponer/Steinherr, BAT, Teil II, Anlage 1 a/BL 
Teil I Protokollnotiz Nr. 1 Rz 2). Die Pädagogische Hochschule 
Niedersachsen ist hier weder in der heutigen noch in der gleich­
lautenden Erstfassung des Gesetzes vom 1. Juni 1978 (Nds. GVB1. 
1978, 473) aufgeführt. Sonstiges, insbesondere zum Zeitpunkt des 
Studiums des Klägers geltendes Landesrecht, nach welchem die 
Pädagogische Hochschule Niedersachsen als wissenschaftliche 
Hochschule anerkannt war, wurde vom Kläger nicht behauptet und 
ist auch nicht ersichtlich.

Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts führt auch 
nicht die "Kombination eines Studiums für Grund- und Hauptschule 
i. Verb. m. einem pädagogischen Aufbaustudium" zu einer abge­
schlossenen Hochschulbildung. Das vom Landesarbeitsgericht als
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pädagogisches Aufbaustudium bezeichnete Studium hat der Kläger 
nämlich ebenfalls an der Pädagogischen Hochschule Niedersachsen 
und damit nicht an einer wissenschaftlichen Hochschule im Tarif­
sinne absolviert.

Ob der Kläger als sonstiger Angestellter i. S. der VergGr.
II a BAT Fallgr. 1 a angesehen werden kann, der aufgrund gleich­
wertiger Fähigkeiten und seiner Erfahrungen entsprechende Tätig­
keiten ausübt, hat das Landesarbeitsgericht - von seinem Stand­
punkt aus zu Recht - nicht geprüft und kann auch vom Senat wegen 
insoweit fehlender tatsächlicher Feststellungen nicht geprüft 
werden. Gleichwohl braucht der Rechtsstreit nicht zur weiteren 
Sachaufklärung an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen zu 
werden, weil die Klage bereits aus anderen Gründen abweisungsreif 
ist. Denn der Kläger erfüllt nicht das Qualifikationsmerkmal der 
VergGr. I BAT Fallgr. 1 b, daß ihm "mindestens acht Angestellte 
mindestens der VergGr. II a ... unterstellt sind".

Nach § 22 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 BAT müssen zeitlich min­
destens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genom­
men die Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals der vom Angestell­
ten in Anspruch genommenen Vergütungsgruppe - hier: VergGr. I 
BAT - erfüllen. Bei der Tätigkeit des Klägers fällt jedoch kein 
einziger Arbeitsvorgang an, der die Anforderungen der Unterstel­
lung von acht Angestellten erfüllt. Vielmehr sind dem Kläger bei 
zwei verschiedenen Arbeitsvorgängen nur je vier Angestellte un­
terstellt. Diese beiden Arbeitsvorgähge könnten zur Feststellung 
der Zahl der unterstellten Angestellten nur dann zusammengefaßt 
werden, wenn im Sinne des § 22 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 2 BAT die
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Erfüllung der Anforderungen in der Regel erst bei der Betrachtung 
mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt werden kann, wobei die Ta­
rifvertragsparteien hierfür das Beispiel "vielseitige Fachkennt­
nisse" nennen. Diese Voraussetzung ist nur dann gegeben, wenn
- wie bei vielseitigen Fachkenntnissen - ein Tätigkeitsmerkmal 
eine qualitative Steigerung durch Zusammenfassung verschiedener 
Umstände beschreibt. Vielseitigkeit kann erst aufgrund einer Ge­
samtbetrachtung festgestellt werden. Demgegenüber stellt die Zahl 
von unterstellten Mitarbeitern keine Qualifikation dar, die nur 
bei einer zusammenfassenden Betrachtung und nicht bei isolierter 
Betrachtung der Arbeitsvorgänge festgestellt werden kann.

Diese Auslegung entspricht auch dem Sinn des Tätigkeitsmerk­
mals "mindestens acht Angestellte ... ständig unterstellt". Wenn 
eine bestimmte Zahl von unterstellten Angestellten zu einer höhe­
ren Eingruppierung des Vorgesetzten führt, wird damit dem Umstand 
Rechnung getragen, daß bei einer höheren Zahl von Untergebenen 
dem Vorgesetzten mehr und schwierigere Koordinationsaufgaben ob­
liegen. Die Koordination der Arbeitsaufgaben von acht Mitarbei­
tern und die entsprechende Aufgabenverteilung ist schwieriger als 
die Koordination der Aufgaben von vier Mitarbeitern. Wenn aber
- wie im vorliegenden Fall - ein Angestellter zwei getrennte Ar­
beitsbereiche führt und insoweit nach dem festgestellten Sachver­
halt keine übergeordnete Koordination erforderlich ist, hat er 
nur innerhalb des jeweiligen Arbeitsbereichs die Arbeit zu koor­
dinieren, d. h. im vorliegenden Fall jeweils nur die Arbeit von 
vier Angestellten.
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Wollte man der gegenteiligen Auffassung folgen, müßte z. B. 
ein Angestellter, dem während 90 v. H. seiner Arbeitszeit ein 
Mitarbeiter unterstellt ist und in 10 v. H. seiner Arbeitszeit 
sieben Mitarbeiter, höhergruppiert werden, auch wenn es sich um 
zwei völlig verschiedene Arbeitsvorgänge handelte. Dies wider­
spräche § 22 BAT, wonach für die Eingruppierung der Arbeitsvor­
gang maßgebend ist, der zeitlich mindestens die Hälfte - im Bei­
spielsfall sogar 90 v. H. - der Arbeitszeit eines Angestellten in 
Anspruch nimmt.

Nach der Senatsrechtsprechung sind zwar einem Angestellten 
mit Leitungsfunktion die untergebenen Mitarbeiter während der ge­
samten Arbeitszeit unterstellt, wenn die Dienst- und Fachaufsicht 
während der ganzen Arbeitszeit durchgeführt wird. Dabei ist es 
unschädlich, daß sich der Arbeitnehmer auch mit anderen Aufgaben 
beschäftigt, solange er nur jederzeit und sofort in der Lage ist, 
aktiv durch Erteilung der erforderlichen Anordnungen und fachli­
chen Weisungen einzugreifen (BAG Urteil vom 17. Dezember 1980 
- 4 AZR 852/78 - AP Nr. 38 zu §§ 22, 23 BAT 1975). Innerhalb ei­
nes Arbeitsvorgangs "Leitung einer Abteilung" sind insoweit dem 
Leiter die Mitarbeiter auch dann unterstellt, wenn er sich nicht 
gerade um sie kümmert, sondern mit anderen Aufgaben beschäftigt 
ist. Wenn jedoch - wie im vorliegenden Fall - einem Arbeitnehmer 
zwei trennbare und von ihm tatsächlich getrennte Leitungsaufgaben 
übertragen sind, übt er nur während seiner jeweiligen Leitungs­
tätigkeit für die in dieser Abteilung unterstellten Mitarbeiter 
die Dienst- und Fachaufsicht aus, nicht jedoch gleichzeitig für 
die Mitarbeiter der anderen Abteilung. Andernfalls wäre die Lei-
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tungstätigkeit des Klägers tatsächlich nicht trennbar, was aber 
nach der unstreitigen Tätigkeitsbeschreibung nicht zutrifft, die 
jeder Leitungstätigkeit des Klägers (Tätigkeitsbeschreibung zu 1 
und 2) einen bestimmten zeitlichen Anteil an seiner Gesamtar­
beitszeit zuordnet.

Der Kläger hat als unterlegene Partei gemäß § 91 ZPO die Ko­
sten des Rechtsstreits zu tragen.

Schaub Für Richter Schneider, Dr. Etzel
der sich im Urlaub 
befindet.

Schaub
Dr. Knapp Schmalz
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